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Preußische Gefeh ammlung 


Nr. 3. — 


Juhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Oldenburg wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von 
Heimbach a. d. Nahe nach Baumholder, S. 11. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze 
vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Are 
kunden uſw., S. 16. 


(Nr. 10937.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Oldenburg wegen Herſtellung einer Eiſen⸗ 
bahn von Heimbach a. d. Nahe nach Baumholder. Vom 17. März 1908. 
Ei Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Oldenburg haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Her⸗ 
ftellung einer Eiſenbahn von Heimbach a. d. Nahe nach Baumholder zu Bevoll⸗ 
mächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberfinanzrat Max Vieregge, 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberbaurat Wilhelm Sprengell, 
f Allerhöchſtihren Wirklichen Legationsrat Paul Goetſch, 
W Allerhöchſtihren Regierungsrat Dr, Georg Tiebert, 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
Allerhöchſtihren Finanzrat Johannes Stein, 
Allerhöchſtihren Regierungsrat Hermann Pralle, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel I. 

Die Königlich Preußiſche Regierung beabſichtigt, eine Eiſenbahn von Heim⸗ 
bach a. d. Nahe nach Baumholder für eigene Rechnung auszuführen, ſobald ſie 
die geſetzliche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung geſtattet der Königlich 
Preußiſchen Regierung den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb ihres 
Staatsgebiets. 

Artikel II. 


Die Feſtſtellung der geſamten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrags bildende Eiſenbahn und ihre etwaigen künftigen Erweiterungen (Artikel V 
dritter Abſatz) ſoll ebenſo wie die Prüfung der anzuwendenden Fahrzeuge, ein⸗ 
ſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich Preußiſchen Regierung zu⸗ 
ſtehen, die indes ſowohl bezüglich der Führung der Bahn und der Anlegung 
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von Stationen wie auch bezüglich demnächſtiger Erweiterungen der urſprüng⸗ 
lichen Bahnanlagen in dem oldenburgiſchen Gebiet etwaige beſondere Wünſche 
der Großherzoglichen Regierung tunlichſt berückſichtigen will. Jedoch bleibt die 
landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die 
Herſtellung von Wegübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußkorrektionen, Vor⸗ 
flutanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung der 
Stationsanlagen jeder Regierung innerhalb ihres Gebiets vorbehalten. 

Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der Bahn infolge eintretenden Be⸗ 
dürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vizinalſtraßen, die 
die geplante Eiſenbahn kreuzen, von der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung 
angeordnet oder genehmigt werden, ſo wird zwar preußiſcherſeits gegen die Aus— 
führung derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben werden, die Großherzoglich 
Oldenburgiſche Regierung verpflichtet ſich aber, dafür einzutreten, daß durch die 
neue Anlage weder der Betrieb der Eiſenbahn geſtört wird, noch auch daraus 
der Eiſenbahnverwaltung ein anderer Koſtenaufwand erwächſt, als der für die 
etwa von der Eiſenbahnverwaltung für notwendig erachtete oder nach Artikel III 
zu bewirkende Bewachung der neuen Übergänge. 


Artikel III. N 
Die Spurweite der Gleiſe ſoll 1,135 Meter im lichten zwiſchen den Schienen 
betragen. Die Königlich Preußiſche Regierung iſt berechtigt, die Bahn nach den 
Beſtimmungen der Eifenbahn-Bau- und Betriebsordnung vom 4. November 1904, 
gültig vom 1. Mai 1905 ab, und den dazu etwa künftig ergehenden ergänzenden, 
oder abändernden Beſtimmungen als Nebenbahn herzuſtellen und demnächſt zu 
betreiben. L 
Artikel IV. 
Für den Fall der Ausführung der den Gegenſtand diefes Vertrags bildenden 
Bahn verpflichtet ſich die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung, die Mit— 
benutzung der öffentlichen Wege, ſoweit dies die Aufſichtsbehörde für zuläſſig er— 
achtet, unentgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Be— 
ſtehens und Betriebs der Bahn zu geſtatten. 


Artikel V. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung wird für ihr Gebiet der 
Königlich Preußiſchen Regierung das Enteignungsrecht erteilen, inſoweit es nicht 
bereits nach den geſetzlichen Beſtimmungen von ſelbſt Anwendung findet, und 
für die Ermittlung und Feſtſtellung der Entſchädigungen keine ungünſtigeren 
Beſtimmungen in Anwendung bringen laſſen, als diejenigen, die bei den 
Enteignungen zu Eiſenbahnanlagen in dem Fürſtentume Birkenfeld zur Zeit 
Geltung haben. 

Das Enteignungsrecht ſoll ſich erſtrecken auf das geſamte, zur Herſtellung 
der Bahn, einſchließlich der Stationen und aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf 


das für Seitenentnahmen, Parallelwege, Sicherheitsſtreifen, Gewinnung von Bau⸗ 
materialien zur Verwendung für die innerhalb des Fürſtentums Birkenfeld be⸗ 
legenen Anlagen dieſer Bahn, Lagerplätze, Anderungen von Wegen oder Waſſer⸗ 
läufen uſw. nach den genehmigten Bauplänen oder nach den Beſtimmungen der 
Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze der benachbarten Grund⸗ 
ſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr uſw. für notwendig erachtete, der Ent⸗ 
eignung unterworfene Grundeigentum mit Einſchluß von Rechten und Ge— 
rechtigkeiten. 8 

In gleicher Weiſe wird die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung der 
Königlich Preußiſchen Regierung, falls dieſe nach beendeter Bauausführung zu 
einer Erweiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung von An⸗ 
ſchlußgleiſen oder zu ähnlichen Einrichtungen ſich entſchließen und insbeſondere 
auch zur Anlage des zweiten Gleiſes ſchreiten ſollte, zwecks Erwerbung des zur 
Ausführung dieſer Anlagen erforderlichen Grund und Bodens für ihr Gebiet 
das Enteignungsrecht erteilen. 

Für die Verhandlungen, die zur Übertragung des Eigentums oder zur 
Überlaffung in die Benutzung an den Preußiſchen Staat in den bezeichneten 
Fällen erforderlich find, namentlich auch für die Auflaſſung in den Grund⸗ 
büchern ſind nur die Auslagen der Gerichte zu erſtatten, und tritt im übrigen 
Freiheit von Stempel⸗ und Gerichtsgebühren ein. 


Artikel VI. 

Die Genehmigung der Tarife ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Koöniglich Preußiſche Regierung unter tunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 

der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung. Es ſollen übrigens in den Tarifen 

für die Strecken in dem Großherzoglich Oldenburgiſchen Gebiete keine höheren 

Einheitsſätze in Anwendung kommen als für die anſchließenden Strecken des 

Königlich Preußiſchen Staatseiſenbahngebiets. 


— 


Artikel VII. 

Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in das Großherzogtum Olden⸗ 
burg entfallenden Bahnſtrecken der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung 
vorbehalten. Auch ſollen die an den Bahnſtrecken im Großherzogtum Oldenburg 
zu errichtenden Hoheitszeichen nur die dieſer Landesregierung ſein. 

Der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Hand⸗ 
habung des ihr über die im Großherzogtume belegenen Bahnſtrecken zuſtehenden 
Hoheitsrechts einen ſtändigen Kommiſſar zu beſtellen, der die Beziehungen zur 
Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen denjenigen Fällen zu ver⸗ 
treten-hat, die nicht zum direkten gerichtlichen und polizeilichen Einſchreiten der 
Behörden geeignet find. Für Akte der ſtaatlichen Oberaufſicht und die Aus⸗ 
übung ſtaatlicher Hoheitsrechte — ſoweit fie den Gegenſtand dieſes Vertrags 


111 


berühren —, insbeſondere für die lauddespolizeiliche Prüfung und Abnahme von 
Eiſenbahnſtrecken und ſonſtigen Eiſenbahnanlagen wird Oldenburg Gebühren 
nicht erheben und Auslagen nicht in Rechnung ſtellen. 

Die Handhabung der Bahnpolizei auf den im Großherzoglich Olden⸗ 
burgiſchen Gebiete belegenen Bahnſtrecken erfolgt durch die Königlich Preußiſchen 
Eiſenbahnbehörden und Beamten, die auf Vorſchlag der Königlich Preußiſchen 
Betriebsverwaltung von den zuſtändigen Großherzoglichen Behörden in Pflicht 
zu nehmen ſind. Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hin⸗ 
ſichtlich dieſer Bahnſtrecken den betreffenden Großherzoglich Oldenburgiſchen 
Organen ob. Sie werden den Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereit⸗ 
willig Unterſtützung leiſten. 

Artikel VIII. 

Preußiſche Staatsangehörige, die in dem Großherzoglich Oldenburgiſchen 
Gebiete ſtationiert ſind, erleiden dadurch keine Anderung ihrer Staatsangehörigkeit. 

Die Beamten der Bahn find rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren 
Dienſtvorgeſetzten und den Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staats⸗ 
regierung, im übrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem 
ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der⸗ 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Großherzoglich Oldenburgiſchen Stagts⸗ 
gebiets ſoll auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, 
falls geeignete Militäranwärter, unter denen die oldenburgiſchen Staatsangehörigen 
gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu _ 
ermitteln ſind. 2 

Artikel IX. 


Entſchädigungsanſprüche, die aus Anlaß des Baues oder Betriebs der 
im Großherzoglich Oldenburgiſchen Gebiete belegenen Bahnſtrecken gegen die 
Eiſenbahnverwaltung etwa geltend gemacht werden, ſollen von den oldenburgiſchen 
Gerichten und — inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — auch nach den 
oldenburgiſchen Landesgeſetzen beurteilt werden. 


Artikel X. i 
Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung verpflichtet ſich, von der 
Eiſenbahnunternehmung und dem zu ihr gehörigen Grund und Boden keinerlei 
Staatsabgaben zu erheben, noch auch eine Beſteuerung derſelben zu Gunſten der 
Gemeinden und ſonſtigen korporativen Verbände zuzulaſſen, ſolange die Bahn 
ſich im Eigentum oder Betriebe der Königlich Preußiſchen Regierung befindet. 


Artikel XI. 5 

Ein Recht auf den Erwerb der in das Großherzoglich Oldenburgiſche 
Staatsgebiet entfallenden Bahnſtrecken wird die Großherzoglich Oldenburgiſche 
Regierung, ſo lange die Bahn im Eigentum oder Betriebe des Preußiſchen 


Staates fich befindet, nicht in Anſpruch nehmen. Sollte dagegen ſpäter Eigen⸗ 
tum und Betrieb an einen Privatunternehmer abgetreten werden, wozu die 
Genehmigung der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung erforderlich ſein 
würde, ſo bleibt dieſer das Recht vorbehalten, die Bahn nach Maßgabe des 
preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838 anzukaufen. 


Artikel XII. 

Für den Fall der Abtretung des preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrag erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel XIII. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits baldtunlichſt zur landesherrlichen 


Genehmigung vorgelegt werden, die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden fol. 


in Berlin erfolgen. 


Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 


So geſchehen zu Berlin, den 17. März 1908. 


u (L. S.) Vieregge. (J. S.) Stein. 
ge (L. S.) Sprengell. (L. S.) Pralle. 
(L. S.) Goetſch. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifiziert worden, die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. 
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Geſetzſammlung 1909. (Nr. 10937.) 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 


1; 


das am 1. Dezember 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage 
genoſſenſchaft Trawnig zu Trawnig im Kreiſe Koſel durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 3 S. 27, ausgegeben am 
15. Januar 1909; 


das am 28. Dezember 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent: 


wäſſerungsgenoſſenſchaft Dargußen in Dargußen im Kreiſe Memel durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 4 S. 29, aus: 
gegeben am 29. Januar 1909; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Januar 1909, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Gleiwitz zur Ausführung der 
geplanten Kanaliſation der Stadt Gleiwitz, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 8 S. 65, ausgegeben am 19. Februar 1909; 


das am 4. Januar 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Stuchower 


Bach⸗Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Greifenberg im Kreiſe Greifen⸗ 
berg i. Pom. durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin 
Nr. 7 S. 41, ausgegeben am 12. Februar 1909; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Januar 1909, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Genthiner Kleinbahn-Aktiengeſellſchaft in 
Genthin im Kreiſe Jerichow II für die Anlage einer Kleinbahn von 
Schönhauſen nach Sandau, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Magdeburg Nr. 8 S. 57, ausgegeben am 20. Februar 1909; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Januar 1909, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Gemeinde Burg-Kauper im Landkreiſe 
Kottbus zur Ausführung eines Wegenetzes innerhalb ihrer Gemarkung, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 7 
S. 45, ausgegeben am 17. Februar 1909; i 


der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Januar 1909, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Erfurt zur Vergrößerung 
des Exerzierplatzes der Garniſon Erfurt, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Erfurt Nr. 8 S. 35, ausgegeben am 20. Februar 1909; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Februar 1909, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Gemeinden Königsſteele, Freiſenbruch und 
Horſt zum Erwerb einer in der Gemarkung Horſt belegenen Fläche für 
das den drei Gemeinden gehörige Gaswerk, durch das Amtsblatt der 
0 90% zu Arnsberg Nr. 8 S. 90, ausgegeben am 19. Fe⸗ 
ruar ; 
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Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 % 


und 1884 bis 1903 zu 2,40 /) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


